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Am Morgen des 8. Juli, einem Sonntag, waren die sozialen Netzwerke in Brasilien begeistert von der
Nachricht, dass der Richter des regionalen Bundesgerichts der Vierten Region (TRF4), Rogério
Favreto, dem ehemaligen Präsidenten Lula Haftprüfung gewährt hatte, nachdem am Freitag, den 6.
Juli, eine Petition von drei Parlamentsmitgliedern der Partido Trabalhadores (Arbeiterpartei) PT,
Wadih Damous, Paulo Teixeira und Paulo Pimenta, eingereicht worden war. Es schien, dass Lula
bald freigelassen werden würde.

Laut Miguel Martins, dessen Äußerung am 9. Juli auf der Website von Carta Capital veröffentlicht
wurde, „stellte Favreto auch den Grund für die Inhaftierung von Lula in Frage: die Weigerung von
Cármen Lúcia, der Präsidentin des Bundesgerichtshofs, die Verfassungsklauseln 43 und 44
anzuwenden, die eine Inhaftierung ausschließen, wenn noch Berufungen laufen, wie es bei Lula der
Fall war. Favreto forderte die sofortige Freilassung des ehemaligen Präsidenten.“

Doch der Jubel war verfrüht. Die Bundesexekutive kam dem Urteil nicht nach. Stattdessen
verschworen sich die PutschistInnen der Regierung gegen Lulas Freilassung und riefen den „Anti-
Korruptions“-Richter Sérgio Fernando Moro an, der in Portugal Urlaub machte, aber sofort
anordnete, Lula nicht freizulassen. Anschließend setzte er die Präsidenten des TRF4, Richter Carlos
Eduardo Thompson Flores und Richter João Pedro Gebran Neto, gegen Richter Favreto ein.

Gebran Neto verlangte, dass die Akten über den Fall Lula an sein Büro geschickt werden und
ordnete seine weitere Inhaftierung an. Er sagte, Favreto sei von den PT-Abgeordneten „irregeführt“
worden. Favreto ließ sich jedoch nicht einschüchtern, ordnete die Rückgabe der Akten an sein Büro
an und gab der Bundespolizei eine Stunde Zeit, den ehemaligen Präsidenten freizulassen. Bevor der
Delegierte der föderalen Polizei diese Entscheidung umsetzen konnte, erließ Flores eine weitere
Entscheidung, mit der die von Favreto erlassene Haftentlassungsanordnung ausgesetzt wurde.

Diese Entscheidung und die Art und Weise, wie sie zustande kam, verdeutlicht den politischen
Charakter der „Justiz“ als Institution der PutschistInnen, die sie, wann und wie sie wollen, ohne
Rücksicht auf die richterliche Hierarchie benutzen.

Die Reaktionen folgten sofort. Es gab Demonstrationen in mehreren Städten, als die
Protestbewegung wieder mobilisierte, wütend über das, was am Sonntag geschah. Die Menschen
sehen darin eindeutig eine rein politische Verfolgung des ehemaligen Präsidenten Lula. Es gibt
keine Rechtfertigung dafür, einen Mann ohne konkrete Beweise gegen ihn zu verurteilen oder ihn
ohne Gerichtsverfahren nach dem Gesetz gefangen zu halten. Noch schlimmer war nun das Manöver
des Richters Moro aus der ersten Instanz, um die Einhaltung des Haftprüfungsentscheids des
Richters aus der zweiten Instanz zu verhindern.

Es ist klar: Die PutschistInnen haben Angst, dass Lula für die Präsidentschaft kandidieren könnte,
weil sie wissen, dass er die Wahl gewinnen kann und dass, je mehr sie ihn verfolgen, seine
Umfragewerte steigen werden. Für die PutschistInnen blieb nur, die in der Bundesverfassung
garantierten demokratischen Freiheiten zu missachten, um Lula im Gefängnis zu behalten und seine
Kandidatur zu verhindern.

Dieser Fall wird vor keinem Gericht des Landes gewonnen werden, da sie alle unter der Kontrolle
der PutschistInnen stehen. Sogar während der Militärdiktatur, wenn ein Anwalt eine Freiheitsstrafe
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für die Befreiung politischen Gefangenen erhielt, wurde er/sie freigelassen. Heute sehen wir genau
das Gegenteil. Das Justizministerium selbst manipuliert das System, um zu verhindern, dass ein
politischer Gefangener freigelassen wird, sogar mit einem Haftprüfungsurteil, das ihm von einem
Richter erteilt wurde.

Gleichzeitig sehen wir, dass der bürgerliche Staat, der bereits von der Krise des Kapitalismus
erschüttert wurde, durch die mit dem Staatsstreich entstandene politische Krise zunehmend
geschwächt wird. Die Sparmaßnahmen, die die ArbeiterInnenklasse angreifen, Rechte abschaffen,
Arbeitsplätze vernichten und Löhne kürzen, erhöhen die Unpopularität der Putschregierung. Die
Konsequenz zeigt sich deutlich in Lulas Bewertungen in den Umfragen. Diese Ereignisse vom 8. Juli
offenbarten die Verzweiflung der PutschistInnen und zeigten ihre Schwächen. Sie sind
„PapiertigerInnen“.

Wir müssen die durch die umstrittenen Ereignisse in der Justiz verursachten Turbulenzen nutzen
und weiter daran arbeiten, die Massenmobilisierungen zu intensivieren. GewerkschaftsführerInnen
müssen die Gewerkschaftszentralen verlassen und mit ihrer Mitgliederbasis diskutieren, um das
Bewusstsein dafür zu schärfen, dass es keine Möglichkeit für ein stabiles Leben unter der
Staatsstreichregierung gibt. Die Angriffe auf Rechte und Errungenschaften von gestern,
Lohnverluste und Massenentlassungen werden immer eine ständige Bedrohung sein und die
Gewerkschaften werden dies nicht durch formelle Verhandlungen mit den UnternehmenschefInnen
verhindern können. Der einzige Ausweg für die ArbeiterInnenklasse besteht darin, „die Waffen zu
schärfen“, weil Kämpfe notwendig sind und nur der Sieg uns interessiert.

Dieser Fall kann nur auf der Straße gewonnen werden, wenn die Menschen mobilisiert und bereit
sind, sich den PutschistInnen entgegenzustellen und ihnen mit der Kraft der ArbeiterInnenklasse die
Macht zu entziehen und dann nur ihnen verantwortliche politische VertreterInnen zu wählen. Nur so
werden wir die PutschistInnen besiegen und alle Maßnahmen dieser GangsterInnen, die den Staat
im Sturm erobert haben, rückgängig machen können.

Aber auch das ist nicht genug! Der Staatsstreich machte deutlich, dass der bürgerliche Staat und
seine Institutionen bankrott sind. Die Legislative, die Exekutive und die Judikative dienen nur den
Interessen einer Minderheit, bereichert durch die Ausbeutung der ArbeiterInnenklasse und des
natürlichen Reichtums unseres Landes. Einen solchen Staat brauchen wir nicht. Dieser Staatstyp
wird niemals den Interessen der ArbeiterInnenklasse dienen, auch wenn er von einer
ArbeiterInnenführung regiert wird. Wir haben gesehen, was mit der PT-Regierung geschehen ist, die
zwar Maßnahmen ergriffen hat, die Millionen von ArbeiterInnen mit Reformpolitik zugutekamen,
aber dennoch eine klassenkollaborationistische Regierung hervorgebracht hat, die multinationale
Unternehmen, die Agrarindustrie und BänkerInnen begünstigte. Doch als sich eine Gelegenheit bot,
kam die Bourgeoisie mit einem Staatsstreich in die Offensive und erlangte die Kontrolle über den
Staat zurück.

Deshalb müssen wir die Kraft nutzen, die in der Einheit und Kreativität der ArbeiterInnen- und
BäuerInnenorganisationen liegt, die während jahrzehntelangen Kampfes aufgebaut wurden. Es ist
die Aufgabe der ArbeiterInnenklasse, diesen bankrotten Staat zu zerstören und auf seinen Ruinen
einen anderen Staat, einen sozialistischen Rätestaat, aufzubauen, damit wir eine gerechte, egalitäre
und demokratische Gesellschaft erlangen können.

Verteidigt die demokratischen Freiheiten!
Raus auf die Straße! Organisiert den Generalstreik!
Sofortige Freiheit für Lula!


